
 

 
 

 

Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen zum Schutz vor der Geflügelpest; 

Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen im Landkreis Fürstenfeldbruck zu präventiven 

Zwecken 

 

Das Landratsamt Fürstenfeldbruck erlässt auf Grund von § 6 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz 

gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. 

Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), § 4 der Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 31. März 2020 (BGBl. I S. 1170) i .V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-

Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665) und Art. 

3 Abs. 2 des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz (GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. 

S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 

370) geändert worden ist folgende 

 
 

Allgemeinverfügung: 
 
 

1. Halter von Geflügel im Landkreis Fürstenfeldbruck bis einschließlich 1.000 Stück Geflügel ha-

ben ab sofort sicherzustellen, dass 

 

a. die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte des Geflügels gegen 

unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert sind, 

die Ställe oder die sonstigen Standorte des Geflügels von betriebsfremden Personen nur 

mit betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung betreten werden und dass 

diese Personen die Schutz- oder Einwegschutzkleidung nach Verlassen des Stalles oder 

sonstigen Standorts des Geflügels unverzüglich ablegen 

 

b. Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und Einwegschutz-

kleidung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird, 

 

c. nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel die dazu eingesetzten Gerätschaften 

und der Verladeplatz gereinigt und desinfiziert werden und dass nach jeder Ausstallung die 

frei gewordenen Ställe einschließlich der dort vorhandenen Einrichtungen und Gegenstän-

de gereinigt und desinfiziert werden, 

 

d. betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Viehverkehrs-

verordnung unmittelbar nach Abschluss eines Geflügeltransports auf einem befestigten 

Platz gereinigt und desinfiziert werden, 

e. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Geflügelhaltung eingesetzt 

und 

aa) in mehreren Ställen oder 

bb) von mehreren Betrieben gemeinsam 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VIEHVERKV&p=17
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VIEHVERKV&p=17&x=1
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benutzt werden, jeweils vor der Benutzung in einem anderen Stall oder, in den Fällen des 

Buchstaben b, im abgebenden Betrieb vor der Abgabe gereinigt und desinfiziert werden, 

 

f. eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird und hierüber Aufzeich-

nungen gemacht werden, 

 

g. der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeten 

Geflügels nach jeder Abholung, mindestens jedoch einmal im Monat, gereinigt und desinfi-

ziert wird oder werden, 

 

h. eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrichtung zum 

Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur Desinfektion der Schuhe vorgehalten wird. 

 

2. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen ähnlicher Art, bei denen Geflügel 

und gehaltene Vögel anderer Arten als Geflügel verkauft, gehandelt oder zur Schau gestellt 

werden, sind ab sofort im Landkreis Fürstenfeldbruck verboten.  

 

3. Die sofortige Vollziehung der in den Nummern 1 bis 2 des Tenors getroffenen Regelungen 

wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet. 

 

4. Kosten werden nicht erhoben. 

 

5. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben.  

 

Begründung 

I. 

Nachdem in Bayern zunächst bei mehreren tot aufgefundenen Wildvögeln aus dem Landkreis 

Passau der hochpathogene Subtyp H5N8 des Aviären Influenza-Virus (AIV) nachgewiesen wurde, 

bestätigte das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) den Subtyp H5N8 nun auch in einer Probe aus dem 

Landkreis Landsberg am Lech sowie im Landkreis Starnberg. 

 

Der Subtyp H5N8 wurde zuvor bereits in hunderten Proben von Wildvögeln in insgesamt zehn 

Bundesländern festgestellt. 

 
Darüber hinaus hat das Friedrich-Loeffler-Institut heute einen einzelnen Vogelgrippeausbruch in 

einem kleinen Hausgeflügelbestand mit rund 20 Hühnern im Landkreis Bayreuth bestätigt. Der 

Betrieb wurde von der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde gesperrt und die Tiere gemäß der 

bundesweit gültigen Geflügelpest-Verordnung gekeult. 

  
Im Sinne der Tiergesundheit und der Seuchenbekämpfung ist es jetzt besonders wichtig,  

eine Ausweitung der Vogelgrippe auf das Hausgeflügel zu verhindern.  
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Seit den weitreichenden H5N1-Geflügelpestgeschehen der Jahre 2005/2006 werden auch in Bay-

ern kontinuierlich Monitoringprogramme auf AI in Wildvögel und Hausgeflügel durchgeführt. Im 

Rahmen des Hausgeflügelmonitorings werden nach Stichprobenschlüssel Seren von Hühnern, 

Puten, Enten, Gänsen und Vögeln aus sonstigen Haltungen auf Antikörper gegen das Aviären In-

fluenza A Virus (AIV) untersucht. Für das Monitoring von Wildvögeln auf AI werden vorrangig Pro-

ben von tot aufgefundenen, aber auch von erlegten Wasservögeln auf AIV-Genom untersucht. Um 

eine Ausbreitung der Aviären Influenza A Virus Infektionen zu verhindern, sollte der Kontakt von 

Wildvögeln zu Nutzgeflügel verhindert werden. Zuletzt war im Landkreis Fürstenfeldbruck im Win-

ter der Jahre 2016/2017 ein Geflügelpestgeschehen bei Wildvögeln zu beklagen.  

 
Die aktuellen Befunde lassen befürchten, dass es sich in Bayern nicht nur um ein lokal begrenztes 

Geschehen an den größeren bayerischen Flüssen handelt, sondern das Geflügelpestvirus sich 

bereits weitgehend in der Wildvogelpopulation manifestiert hat. Derzeit ist ein sehr dynamischen 

HPAI-Geschehen in Norddeutschland mit aktuell hunderten HPAI-Nachweisen bei Wildvögeln so-

wie auch bei Hausgeflügel mit starker Ausbreitungstendenz nach Süden zu beobachten. 

Deshalb ist mit hoher Wahrscheinlichkeit mit weiteren HPAI-Funden bei Wildvögeln in Bayern zu 

rechnen, die Verbreitung über Zugvögel ist dabei ein wichtiger Faktor.  

Besonders relevant bei der Verbreitung von AI-Erregern sind gerade Wasservögel, die im Land-

kreis brüten oder rasten (Zugvögel). In der Zeit des Vogelzugs handelt es sich hinsichtlich der Ein-

schleppung von Tierkrankheiten damit um Risikogebiete (siehe EU-Beschluss Nr. 2010/367/EU). 

 
II. 

Das Landratsamt Fürstenfeldbruck ist gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG, sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 

1 Nr. 2 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 

 

Die Anordnung der Maßnahmen gemäß Nr. 1 der Verfügung erfolgt in Ergänzung zu den Maß-

nahmen in § 6 Absatz 1 Geflügelpest-Verordnung, die generell erst für Geflügelhaltungen ab 1.000 

Stück Geflügel gelten, auf Grundlage des § 6 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung.  

Da die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten 

Tieren oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten Materialien wie etwa Ein-

streu, Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung erfolgt, ist es erforderlich, die Geflügelhal-

tungen im Landkreis zu schützen und den Eintrag oder die Verschleppung des Virus in bzw. aus 

Nutzgeflügelbestände zu vermeiden. Die Anordnung der unter Nr. 1 der Verfügung genannten 

Maßnahmen sind geeignet, das Risiko des Eintrags von Geflügelpestvirus in Geflügelhaltungen 

bzw. dessen Verbreitung zu vermindern. 

 

Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher 

Art mit Geflügel und gehaltenen Vögeln anderer Arten als Geflügel in Nr. 2 dieser Allgemeinverfü-

gung ergibt sich aus § 4 Abs. 2 der ViehVerkV i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung. 

Gemäß § 38 Abs. 11 i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 4 TierGesG kann die zuständige Behörde zur Vorbeu-

gung von Tierseuchen und deren Bekämpfung Verfügungen über die Durchführung von Veranstal-

tungen, anlässlich derer Tiere zusammenkommen, erlassen. Das gemäß Nr. 2 der Verfügung an-

geordnete Verbot Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher 
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Art mit Geflügel und gehaltenen Vögeln anderer Arten als Geflügel im Landkreis Fürstenfeldbruck 

ist erforderlich, da durch den bei solchen Veranstaltungen gegebenen engen Kontakt von Tieren 

ein bislang nicht abschätzbares Infektionsrisiko besteht und durch einen Verkauf eine Verschlep-

pung von potentiell infizierten Tieren möglich ist. 

 

Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Nummern 1 bis 2 dieser Allgemeinverfügung wird 

gemäß § 80 Satz 1 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet, da es sich bei der aviären Influenza H5N8 um 

eine hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt, deren Ausbruch mit hohen 

wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. Die Maßnahmen 

zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeitliche Ver-

zögerung greifen. Es kann nicht abgewartet werden, bis die Rechtmäßigkeit der amtlichen Verfü-

gung zur Prävention der Seucheneinschleppung gerichtlich festgestellt wird. Insofern überwiegt 

das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entgegenstehendes privates Interesse 

an der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs. 

 

Die Kostenentscheidung in Nr. 4 dieser Allgemeinverfügung beruht auf Art. 13 des Ausführungs-

gesetzes zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 

 

Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentli-

cher Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gege-

ben. In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abwei-

chender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Von 

dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer 

Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Fürstenfeldbruck als bekannt gegeben gilt. 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Kla-
ge beim  

Bayerischen Verwaltungsgericht München  
Postfachanschrift:  Postfach 200 543, 80005 München 
Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München 

 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelasse-
nen Form erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 

Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
− Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 

vom 22.06.2007 (GVBl S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren in dem hier betroffenen 
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Rechtsbereich abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch 
einzulegen.  

− Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen. Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen 
entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de).  

− Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 01.07.2004 
grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 
Rechtsbehelfe gegen diese Allgemeinverfügung haben wegen der Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung keine aufschiebende Wirkung. Die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung kann 
beim Bayer. Verwaltungsgericht München, Bayerstr. 30, 80335 München (schriftlich: Postfach 
200 543, 80005 München) beantragt werden. 
 

Hinweise: 

Für den Menschen ist das Virus nach derzeitigen Erkenntnissen ungefährlich. Dennoch 
sollten tot aufgefundene Wasser- und Greifvögel nicht angefasst werden und Funde den 
lokalen Behörden gemeldet werden. 
 

Auf die Vorgaben gem. § 3 und § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung hinsichtlich der 

allgemein geltenden Vorgaben zur Fütterung und Tränkung sowie zur Früherkennung bei ge-

häuften Verlusten wird hingewiesen.  

Nach § 26 Abs. 1 der ViehVerkV sind Halter von Hühner, Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhüh-

nern, Rebhühnern, Truthühnern, Wachteln oder Laufvögeln verpflichtet, dies der zuständigen 

Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und der An-

zahl der im Jahresdurchschnitt voraussichtlich gehaltene Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres 

Standortes bezogen auf die jeweilige Tierart dem Veterinäramt Fürstenfeldbruck, Hans-

Sachs-Straße 9 in 82256 Fürstenfeldbruck, Tel.: 08141-519 285 oder vetamt@lra-ffb.de 

mitzuteilen. 

 

Ordnungswidrig i.S.d. des § 64 der Geflügelpest-Verordnung, § 46 ViehVerkV und  § 32 Abs. 

2 Nr. 4 des TierGesG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Allgemeinverfügung zu-

widerhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro geahndet 

werden.  

 

Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen zur Früherkennung im Sinne des § 4 Abs. 

1 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung an den Landesuntersuchungseinrichtungen sind kosten-

frei.  

 

Fürstenfeldbruck, 02.02.2021 

 

Zimmermann  

Regierungsrätin 

http://www.vgh.bayern.de/
mailto:vetamt@lra-ffb.de

